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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Kontroversen um geraubte Kunstgegenstände fanden aber nicht nur zwischen der
Schweiz und dem Ausland statt, sondern auch unter Schweizer Kantonen. Vor allem der
Kanton St. Gallen, ehemaliges Untertanengebiet der Eidgenossen, verlangte lautstark die
Rückgabe von Kulturgütern, welche ihm zwischen dem 16. und dem 18. Jahrhundert
entwendet worden waren. Der Zürcher Regierungsrat als Hauptakteur in dieser
Angelegenheit weigerte sich, auf diese Rückforderungen einzutreten, worauf St. Gallen
rechtliche Schritte erwog. 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 09.01.1997
MARIANNE BENTELI

Was vor zwei Jahren als kulturhistorisches Geplänkel anfing, eskalierte in der
Zwischenzeit zu einem ausgewachsenen Rechtshändel: der Kanton St. Gallen bekundete
seine Bereitschaft, notfalls bis vor Bundesgericht zu gehen, um die ihm im Zweiten
Villmergerkrieg von 1712 von den Berner und Zürcher Truppen entwendeten
Bibliotheksschätze zurück zu erhalten. Während Bern das Raubgut bereits 1719 wieder
nach St. Gallen überführt hat, lagern gewisse Objekte nach wie vor in Zürich, so etwa ein
einmaliger Erd- und Himmelsglobus, der um 1570 angefertigt wurde, und der heute als
Zürcher Leihgabe im Landesmuseum in Zürich ausgestellt ist. 2

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.03.1999
MARIANNE BENTELI

Der seit mehreren Jahren andauernde Streit zwischen den Kantonen St. Gallen und
Zürich über die Rückgabe der im Zweiten Villmergerkrieg 1712 von Zürich erbeuteten
Kulturgüter konnte noch immer nicht beigelegt werden. Zürich stimmte zwar der
Schaffung einer interkantonalen Stiftung grundsätzlich zu, konnte aber die in diesen
Handel involvierten Institutionen (Zentralbibliothek, Landesmuseum, Staatsarchiv) nicht
dazu bewegen, in absehbarer Zeit die bei ihnen eingelagerten Kulturgüter
herauszurücken. St. Gallen war nicht mehr bereit, Zürich unbeschränkt Zeit zu
gewähren und drohte ultimativ, die Angelegenheit vor Bundesgericht zu ziehen. 3

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 10.10.2000
MARIANNE BENTELI

Der nun bereits seit Jahren andauernde Konflikt zwischen den Kantonen St. Gallen und
Zürich über die Rückgabe der 1712 im Zweiten Villmergerkrieg von Zürich erbeuteten
Kulturgüter der Abtei St. Gallen ging in eine weitere Runde. Nach anfänglichem
Einlenken widersetzte sich der Kanton Zürich der Errichtung einer gemeinsamen
Kulturgüterstiftung, da die Eigentumsfrage nicht habe geklärt werden können.
Gewappnet mit einem rechtshistorischen sowie einem staats- und völkerrechtlichen
Gutachten beschloss die St. Galler Regierung daraufhin, beim Bundesgericht
staatsrechtliche Klage gegen den Kanton Zürich einzureichen. Sie betonte, es gehe ihr
nicht um eine Prestigefrage, sondern darum, eine einst zusammenhängende Sammlung
wieder zu komplettieren; schliesslich sei die St. Galler Stiftsbibliothek gerade wegen
ihrer Vollständigkeit als UNESCO-Weltkulturerbe bezeichnet worden.
Museumsfachleute erachteten diesen Händel als Präzedenzfall und verwiesen darauf,
dass der Entwurf für ein Bundesgesetz über den internationalen Kulturgütertransfer ein
Rückforderungsrecht von maximal 30 Jahren vorsieht. 4

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 07.02.2001
MARIANNE BENTELI

Eine ähnliche Kontroverse, der Kulturgüterstreit zwischen Glarus und St. Gallen um die
Werdenberger Akten konnte beigelegt werden. Die aufgearbeiteten Dokumente aus
der Glarner Herrschaftszeit in den St. Galler Regionen Werdenberg und Wartau (1517-
1798) bleiben in Glarus. Den St. Gallern werden aber Originaldokumente für
Ausstellungen zur Verfügung gestellt. 5

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 14.09.2002
MARIANNE BENTELI
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Der seit Jahren dauernde Kulturgüterstreit zwischen den Kantonen St. Gallen und
Zürich um die Rückgabe der im zweiten Villmergerkrieg (1712) von Zürich erbeuteten
Kunstgegenstände soll Sache des Bundesrates werden. Nachdem er eine Klage vor
Bundesgericht erwogen hatte, teilte der Kanton St. Gallen im September mit, er habe in
Bern um Vermittlung ersucht. Die Kantonsregierung erklärte ihren vorläufigen Verzicht
auf eine Klage mit der «freundeidgenössischen Verpflichtung, nach einer gütlichen
Einigung zu suchen», eine Haltung, die der Kanton Zürich begrüsste. Aufgrund einer
Bestimmung der neuen Bundesverfassung (Art. 44 Abs. 3) erklärte sich der Bundesrat
bereit, die beantragte Vermittlerrolle zu übernehmen. 6

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 06.11.2002
MARIANNE BENTELI

Der seit Jahren andauernde Streit zwischen den Kantonen  St. Gallen und Zürich um die
1712 in den Villmergerkriegen von den Zürcher Truppen aus der Stiftsbibliothek St.
Gallen entfernten Handschriften und astronomischen Geräte, die heute in der Zürcher
Zentralbibliothek aufbewahrt werden, trat in eine neue Phase. Im November fand in
Bern die erste Mediationssitzung unter Leitung des Bundesrates statt. Ermöglicht wird
diese erste Vermittlung des Bundes in einer Streitsache zwischen Kantonen durch Art.
44 Abs. 3 der neuen Bundesverfassung. 7

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 17.11.2003
MARIANNE BENTELI

Im Streit zwischen den Kantonen Zürich und St. Gallen um Kulturgüter, die im Zweiten
Villmergerkrieg 1712 von Berner und Zürcher Truppen aus der Stiftsbibliothek St. Gallen
nach Zürich gebracht worden sind, wurde ein erster Schritt hin auf eine gütliche
Einigung getan. Unter Federführung des EDI vereinbarten die beteiligten Parteien ein
Verfahren zur Beilegung der Auseinandersetzung. Konkrete Lösungen sollen bis Ende
2005 vorliegen. Es ist das erste Mal, dass der Bund bei einer rechtlichen
Auseinandersetzung zwischen Kantonen als Vermittler tätig ist; er übernimmt allerdings
keine Entscheids- oder Schiedsfunktion. 8

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 24.08.2004
MARIANNE BENTELI

Der Kulturgüterstreit zwischen St. Gallen und Zürich konnte definitiv beigelegt
werden. Unter Vermittlung des Bundes wurde eine einvernehmliche Lösung für den auf
das Jahr 1712 zurückgehenden Streit gefunden. In der Ende März unterzeichnete
Vereinbarung anerkennt St. Gallen das Eigentum Zürichs an den Kulturgütern, die seit
dem 2. Villmerger Krieg im zürcherischen Besitz sind und heute in zürcherischen
Institutionen und im Schweizerischen Landesmuseums in Zürich ausgestellt sind. Zürich
akzeptiert seinerseits die Identitätsrelevanz dieser Kulturgüter für den Kanton St. Gallen
und überlässt ihm deshalb im Rahmen einer unentgeltlichen Leihe 35 wertvolle
Handschriften, die der Stiftung der Zürcher Zentralbibliothek gehören. Dieses
Leihverhältnis gilt auf unbestimmte Zeit. Zudem lässt Zürich auf eigene Kosten eine
originalgetreue Replik des 1712 beschlagnahmten Erd- und Himmelsglobus anfertigen
und schenkt diese St. Gallen. Schliesslich erhielt St. Gallen das Original des Globus für
eine Ausstellung von maximal vier Monaten ausgeliehen. 9

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 31.03.2006
MARIANNE BENTELI

In der Sommersession 2008 reichten die Kantone Bern, Freiburg, St. Gallen, Tessin und
Zug Standesinitiativen ein, welche alle im Kern dasselbe forderten: einen stärkeren
Jugendschutz vor gewaltvollen Videospielen. Die Forderungen reichten von einem
gezielten schweizweiten Schutz von Jugendlichen und Kindern vor solchen Spielen, mit
einer einheitlichen Alterskennzeichnung und einem Verkaufsverbot von nicht
altersgerechten Computer- und Videospielen als Mindestforderung (Kt.Iv. ZG 10.302),
über ein generelles Herstellungs- und Verkaufsverbot (Kt.Iv. BE 08.316, Kt.Iv. TI 09.314,
Kt.Iv. FR 09.332), bis hin zu einem Herstellungs- und Verkaufsverbot mit zusätzlichem
Ausbau des Jugendschutzes (Kt.Iv. SG 09.313). Im Sommer 2010 hiessen die beiden Räte
zwei Motionen gut, die ebenfalls ein Verkaufsverbot (Mo. 07.3870), oder gar ein
Herstellungs- und Verkaufsverbot (Mo. 09.3422) verfolgten. Da es keinen Sinn ergebe,
dass sich das Parlament parallel über dieselbe Gesetzesvorlage beuge wie der
Bundesrat, die RK-SR den dringenden Handlungsbedarf in diesem Bereich jedoch
anerkenne, entschied sie in der Frühlingssession 2011 einstimmig, den Gesetzesentwurf
des Bundesrates abzuwarten und die Beratung der Standesinitiativen damit für mehr
als ein Jahr auszusetzen. Die RK-NR folgte ihrer Schwesterkommission und Stände-
und Nationalrat nahmen den Antrag auf Sistierung in der Herbst- und Wintersession
2011 stillschweigend und diskussionslos an. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.06.2011
SARAH KUHN
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Nachdem die RK-SR die Vorprüfung der fünf Standesinitiativen (Kt.Iv. BE 08.316; Kt.Iv.
SG 09.313; Kt.Iv. TI 09.314; Kt.Iv. FR 09.332; Kt.Iv. ZG 10.302) wieder aufgenommen
hatte, nachdem sie zuvor zehn Jahre lang sistiert gewesen waren, kam sie zum Schluss,
dass die Forderungen der fünf Standesinitiativen für einen stärkeren Schutz von
Jugendlichen vor gewaltvollen Videospielen im Entwurf des Bundesrates zum neuen
Bundesgesetz zum Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiel einbezogen
würden und dass beide Kammern im Rahmen der Debatte über das Gesetz ihre
Anliegen einbringen können. Da damit keine weiteren Massnahmen nötig seien,
beantragten die RK-SR sowie die RK-NR, den kantonalen Begehren keine Folge zu
geben. Die beiden Räte folgten diesen Anträgen diskussionslos und stillschweigend. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
SARAH KUHN

Sprachen

Ende Januar wurden die Pläne der St. Galler Regierung bekannt, im Rahmen der
kantonalen Sparmassnahmen Italienisch angesichts der schwachen Nachfrage als
Schwerpunktfach aus dem gymnasialen Curriculum zu streichen. Die Empörung über
den angekündigten Schritt war sowohl im Kanton St. Gallen als auch im Tessin gross. Die
Gegner der Pläne, die deren Rechtmässigkeit hinterfragten, gelangten mit einer Petition
an den St. Galler Kantonsrat, die Tessiner Regierung an den Bundesrat. Der öffentliche
Druck zeigte Wirkung, das Kantonsparlament stellte sich hinter das Italienische als
gymnasiales Schwerpunktfach. Der Kanton Obwalden hingegen hielt bis Ende des
Berichtsjahrs an seinen Plänen fest, Italienisch an der Kantonsschule als
Schwerpunktfach aufzuheben. Unklar war, ob das Italienische künftig gemäss
Maturitätsanerkennungsreglement (MAR) Grundlagen- und damit Maturitätsfach bleiben
muss, oder ob auch eine Herabstufung zum Freifach gesetzlich möglich wäre. 12

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.01.2011
SUZANNE SCHÄR

Im September versammelten sich Lehrpersonen in Lugano zur ersten Tagung der
Italienischlehrer. Sie befassten sich mit neuen Konzepten und Ideen zur Förderung der
dritten Landessprache und bauten dabei auf den im Vorjahr unternommenen
Bestrebungen zur Verbesserung des Stellenwerts der italienischen Sprache in der
Schweiz auf. Der Kongress entstand unter anderem aufgrund der an den Gymnasien der
Kantone St. Gallen und Obwalden geführten Diskussionen zur Abschaffung des
Italienischen als Haupt- oder Schwerpunktfach. Die Streichung dieses Angebotes hatte
sich allerdings nur in Obwalden durchgesetzt. Der Verband der Schweizer
Italienischlehrer präsentierte an der Tagung die Forderung nach einem Sonderstatus
des Italienischen an Schweizer Gymnasien: Jede Kantonsschule müsse den Unterricht in
dieser lateinischen Sprache als Maturafach anbieten. Zur verstärkten Sensibilisierung
schlug der Verband weitere Massnahmen wie eine Italo-Tessiner Woche an
Deutschschweizer Schulen, Schüleraustauschprogramme und Weiterbildungskurse für
die Lehrerschaft vor. 13

ANDERES
DATUM: 05.09.2013
MARLÈNE GERBER

Insgesamt 31 Stellungnahmen gingen zu den Vorschlägen der EDK betreffend Förderung
des Italienischunterrichts an Mittelschulen ein. Neben den Kantonen, welche mit
Ausnahme des Kantons Appenzell Ausserrhoden allesamt Stellung bezogen, äusserten
sich auch das Fürstentum Liechtenstein, der Dachverband der Lehrerinnen und Lehrer
der Schweiz (LCH), der Verein Schweizerischer Gymnasiallehrerinnen und
Gymnasiallehrer (VSG), dessen Fachverband der Italienischlehrerinnen und -lehrer
(ASPI), die Konferenz der Schweizerischen Gymnasialrektorinnen und -rektoren (KSGR)
sowie die Schweizerische Zentralstelle für die Weiterbildung der
Mittelschullehrpersonen (WBZ CPS). Die Empfehlung, dass jeder Schülerin und jedem
Schüler die Möglichkeit offen stehen soll, Italienisch als Maturitätsfach zu belegen – bei
fehlenden Kapazitäten durch Zusammenarbeit mit benachbarten Gymnasien –, stiess
auf breite Zustimmung. Einzig vier Kantone, namentlich Glarus, St. Gallen, Wallis und
Zug, lehnten die Empfehlungen als solches ab, da sie diese als nicht praktikabel
erachteten. Die Anhörungsteilnehmer verstanden die Empfehlungen ebenso wie die
EDK als Beitrag zur Sprachendiskussion sowie als Zeichen für den nationalen
Zusammenhalt. 14

KANTONALE POLITIK
DATUM: 22.01.2015
MARLÈNE GERBER
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Im Juli 2016 schickte der Bundesrat eine Änderung des Sprachengesetzes in die
Vernehmlassung. Damit sollte die Harmonisierung des Fremdsprachenunterrichts in der
obligatorischen Schule von Bundesseite verstärkt werden, womit der Bund jedoch in ein
Hoheitsgebiet der Kantone eingreifen wollte. Der Bundesrat holte weit aus, um diesen
Eingriff zu rechtfertigen. Mit der Volksabstimmung 2006 wurde die Bundesverfassung
so geändert, dass zentrale Eckwerte des obligatorischen Schulwesens interkantonal
harmonisiert werden. Unter die verfassungsrechtliche Bestimmung der Harmonisierung
fällt auch der Sprachenunterricht. Die Kantone kamen dem Verfassungsauftrag mit dem
HarmoS-Konkordat nach, das unter anderem regelt, dass die erste Fremdsprache
spätestens ab dem 3. Schuljahr und eine zweite Fremdsprache spätestens ab dem 5.
Schuljahr („Modell 3/5“) unterrichtet werden muss. Dieses Modell erfüllten 2016 23
Kantone, obwohl nur 15 dem HarmoS-Konkordat beigetreten sind. Einzig die Kantone
Aargau, Uri und Appenzell-Innerhoden kamen dieser Vorgabe nicht nach, sie sind dem
HarmoS-Konkordat allerdings auch nicht beigetreten. Der Bundesrat respektiere die
erreichten Harmonisierungsfortschritte der Kantone, nehme aber zugleich zur
Kenntnis, dass es in diversen Kantonen Vorstösse gebe, die „den Unterricht in einer
zweiten Landessprache in der Primarschule ab dem Schuljahr 2017/18 in Frage stellen“,
hiess es in der Vernehmlassungsvorlage. Solche Vorstösse gebe es in den Kantonen
Basel-Landschaft, Glarus, Graubünden, Luzern, St. Gallen, Thurgau und Zürich und sie
würden tendenziell die bereits erreichte Harmonisierung gefährden, so die Beurteilung
des Bundesrates. Vor diesem Hintergrund sah der Bundesrat den Bund in der Pflicht,
sprachenpolitisch einzugreifen. Er schickte drei Varianten in die Vernehmlassung.
Variante 1 würde das Sprachengesetz so abändern, dass der Unterricht einer zweiten
Landessprache spätestens zwei Jahre vor Ende der Primarschule (also ab dem 5.
Primarschuljahr) beginnen muss (gleicher Wortlaut wie die parlamentarische Initiative
14.459). Variante 2 würde das Modell 3/5 des HarmoS-Konkordats im Gesetz verankern.
Die dritte Variante stellte die sanfteste Intervention dar und wurde vom Bundesrat
bevorzugt: Hier wird den Kantonen vorgeschrieben, dass der Unterricht in der zweiten
Landessprache in der Primarschule beginnen und bis zum Ende der obligatorischen
Schulzeit andauern soll. Die Medien sprachen indes von einer „Drohkulisse“, die
Innenminister Berset mit dem neuen Gesetz aufbauen wolle, um die einzelnen
kantonalen Vorlagen in die vom Bundesrat gewünschte Richtung zu lenken. Bereits im
Juni 2016 stellte die EDK in einem Brief an Bundesrat Berset klar, dass sie vor dem
Hintergrund, dass über 20 Kantone das Modell 3/5 umgesetzt hätten, eine Intervention
des Bundes für unverhältnismässig halte. Die kantonalen Erziehungsdirektoren
beurteilten das Vorgehen des Bundesrates auch als wenig opportun: Eine allfällige
Volksabstimmung über dieses Gesetz könnte zu einer  „nationalen Zerreissprobe“
werden, monierten sie.

Rund fünf Monate später krebste der Bundesrat zurück. Er gab im Dezember 2016 nach
Beurteilung der Vernehmlassungsantworten bekannt, dass er seine Bestrebung, das
Sprachengesetz zu ändern, vorerst auf Eis legen werde. Die grosse Mehrheit der
Kantone und ein Teil der Parteien hätten im Vernehmlassungsverfahren geantwortet,
dass sie eine Intervention des Bundes für „verfrüht, unverhältnismässig und politisch
nicht opportun“ hielten. Der Bundesrat kam zum Schluss, dass damit die
Voraussetzungen für eine Regelung auf Bundesebene nicht gegeben seien. Berset
verwies während der Pressekonferenz auch auf positive Entwicklungen in den Kantonen
im Verlaufe des Herbstes 2016. Im Kanton Thurgau etwa beschloss die Kantonsregierung
im September, dass das Parlament erneut über eine Vorlage abstimmen muss, die es
eigentlich im April 2016 bereits in die Vernehmlassung geschickt hatte und mit welcher
der Französischunterricht von der Primarschule in die Sekundarschule verschoben
werden sollte. Zudem gab es im Herbst Abstimmungen in den Kantonen Schaffhausen,
St. Gallen und Thurgau, deren Ausgang als Bekenntnis dieser Kantone zum Lehrplan 21
und zum HarmoS-Konkordat gewertet wurden. Der Bundesrat behielt sich aber vor, die
Voraussetzungen für eine Intervention des Bundes neu zu prüfen, sollte ein Kanton
entscheidend von der harmonisierten Lösung in der Sprachenfrage abweichen, etwa
durch den Beschluss, eine zweite Landessprache nicht ab der Primarstufe oder nicht
durchgehend bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit zu unterrichten. Damit blickte
Berset in erster Linie auf das Jahr 2017, denn auch in diesem Jahr wird das
Frühfranzösisch in einigen Kantonen direkt oder indirekt zur Abstimmung kommen. In
diesem Sinne blieb „eine reduzierte Drohkulisse“ (NZZ) des Bundes bestehen. Die EDK
zeigte sich erfreut über den Entscheid des Bundesrates, die Pläne einer Revision des
Sprachengesetzes vorerst wieder in der Schublade zu versorgen. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.07.2016
SAMUEL BERNET
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